
gleichbarkeit beim Umgang der Kom-
munalverwaltungen mit diesen Ver-
fahren. Die detaillierte Anleitung hel-
fe nicht nur Initiatoren und Initiativen,
sondern auch den Kommunal-Verwal-
tungen in ihrer Arbeit. Die Einreicher
des Gesetzentwurfs gehen davon
aus, dass dies die Aktivitäten der di-

Thüringen wird bundesweit Spitze bei 
mehr direkter Bürgerbeteiligung
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rekten Demokratie in Kommunen
noch weiter beleben wird. Denn die
Reform 2009 hat zwar schon zu mehr
Bürgerbegehren geführt, aber im Ver-
gleich zu anderen Bundesländern
gibt es in Thüringen noch Nachholbe-
darf. 

„Der Gesetzentwurf ist der Erfolg
einer langjährigen Zusammenarbeit

fortgesetzt werden kann. Die pädagogische und organi-
satorische Einheit von Schule und Hort bleibt erhalten
und wird nun endlich abgesichert. „Dies ist eine gute Ent-
scheidung für die Thüringer Grund- und Gemeinschafts-
schulen sowie für die Beschäftigten an den Horten und
die Eltern“, betonte der Abgeordnete. 

Bereits im rot-rot-grünen Koalitionsvertrag war verein-
bart worden, dass die Grund- und Gemeinschaftsschulen
in Thüringen zu Ganztagsschulen weiterentwickelt wer-
den, erinnerte Torsten Wolf. Allen Schulträgern, Schulen,
Lehrkräften und vor allem Erzieherinnen, welche in den

Die Koalitionsfraktionen von
Rot-Rot-Grün haben am 17. März
den Gesetzentwurf zur direkten
Demokratie auf kommunaler Ebe-
ne, der  gemeinsam mit dem Lan-
desverband Thüringen von Mehr
Demokratie e.V. erarbeitet wurde,
dem Landtag zur ersten Beratung
vorgelegt. Thüringen wird damit
bundesweit Spitze bei den Rege-
lungen für mehr Bürgerbeteiligung
und direkte Demokratie in den
Kommunen. 

„Direkte Demokratie sensibilisiert
dafür, dass es in einer komplexen Ge-
sellschaft meist keine einfachen
Sachlösungen gibt. Sie gibt den Men-
schen Handlungs-Möglichkeiten, sie
erleben, dass ihre Entscheidungen
auch tatsächlich etwas verändern
können“, hatte Anja Müller, die Spre-
cherin der Linksfraktion für Bürgerbe-
teiligung, in ihrer Rede im Landtag
betont. Dies steigere die Chancen,
„Populisten mit ihren Scheinverspre-
chen der einfachen Lösung zu entlar-
ven“, letztlich helfe diese Stärkung
der demokratischen Kultur auch der
Arbeit und der Akzeptanz der Kom-
munal-Gremien.

„Von Beginn an setzt sich unsere
Fraktion für den weiteren Ausbau der
direkten Demokratie ein  und hat dies
immer in enger Zusammenarbeit und
Abstimmung mit dem Bündnis ‘Mehr
Demokratie in Thüringen’ getan. Alle
Koalitionsparteien sind Mitglieder im
Bündnis. Unser Ministerpräsident
war als Gewerkschaftsvertreter der
HBV Gründungsmitglied des Bündnis-
ses“, so die LINKE-Politikerin weiter.
Das jetzt vorgelegte eigenständige
Verfahrensgesetz – das die Eckpunk-
te der Reform von 2009 weitestge-
hend bestehen lässt - schaffe Rechts-
sicherheit und auch landesweite Ver-

Auf einer Pressekonferenz vor der Landtagssitzung hatten Ralf-Uwe Beck,
Bündnis Mehr Demokratie e.V., Anja Müller, LINKE, Uwe Höhn, SPD, Dirk
Adams, Bündnis 90/Die Grünen, (v.l.) die Kernpunkte des Gesetzentwurfs er-
läutert.                                                                               Foto: Annette Rudolph

zwischen dem Bündnis für Mehr De-
mokratie in Thüringen und den Koali-
tionsfraktionen. Er ist ein gelungenes
Gemeinschaftsprojekt von parlamen-
tarischen und außerparlamentari-
schen Aktiven und Organisationen.
Solcher Austausch und solche Wech-
selwirkung sind wichtig für eine le-

bendige, praktisch funktionierende
Demokratie. Nun steht eine umfang-
reiche – natürlich öffentliche - Anhö-
rung im Innenausschuss an. Das Ge-
setz soll noch vor der Sommerpause
beschlossen werden“, betonte Anja
Müller.

Die Kernpunkte des Gesetzent-
wurfs lauten:

- Abschaffung der Amtseintragung,
- Information vor Bürgerentscheid

an jeden Haushalt (ohne Festlegung
eines Formates),

- Ermöglichung von Bürgerbegeh-
ren auch in Ortsteilen und Ortschaf-
ten, Zulassung von Bürgerbegehren
zur Beteiligung der Gemeinde an Un-
ternehmen,

- mit Bürgerbegehren soll Bürger-
meister-Abwahl beantragt werden
können, allerdings mit dreifachem
Quorum (21 Prozent),

- Ratsbegehren und Ratsreferen-
dum: Gemeinderat soll mit Zwei-Drit-
tel-Mehrheit selbst einen Bürgerent-
scheid ansetzen können,

- Gemeinderat soll Alternativvorla-
ge mit zur Abstimmung stellen kön-
nen (verhindert Frontenbildung und
fördert Diskussion um die beste Lö-
sung),

- Verstärkung der Bindungswirkung
von Bürgerentscheiden; wird ein Bür-
gerentscheid durch einen Gemeinde-
ratsbeschluss „angegriffen“, können
die Bürgerinnen und Bürger mit hal-
biertem Quorum (3,5  Prozent) einen
Bürgerentscheid verlangen,

- Einführung einer Fairnessklausel
(gleiche Bedingungen für Gemeinde
und Initiative z.B. im Abstimmungs-
kampf),

- Recht auf Beratung in formalen
Fragen durch Landesverwaltungs-
amt,

- Datenschutzklausel, damit die
Unterschriften nicht anderweitig
missbraucht werden,

- geringere Anforderungen an Un-
terschriftsleistung, so dass sich Men-
schen beim Eintragen ihrer Daten
helfen lassen können,

- Aufhebung des Kopplungsverbo-
tes für Bürgerentscheide und Kom-
munalwahlen (weniger Arbeitsauf-
wand und Kosteneinsparung).         

letzten Jahren die Thüringer Ganztagsschulen vorange-
bracht haben. gelte auch seitens der LINKEN ein großer
Dank. „Die guten Erfahrungen aus den kommunalisierten
Horten, insbesondere in Jena, werden wir bei der weite-
ren Entwicklung im Rahmen der ungekürzten Haushalts-
mittel für die Ganztagsschulen fortführen. Hier stehen die
zusätzlichen Angebote im Mittelpunkt“, erläuterte der Ab-
geordnete. „Die Übernahme der kommunalen Beschäftig-
ten an den Horten mit ihren Beschäftigungsumfängen in
den Landesdienst war ein Kernanliegen. Das ist reali-
siert.“

Auf riesiges Interesse bei Personal-
räten und Elternvertretungen war die
Veranstaltung der Linksfraktion zur
Zukunft der Grundschulhorte am 15.
März im Thüringer Landtag gestoßen,
nachdem nun klar ist, dass alle Horte
ab dem Sommer in die Trägerschaft
des Landes gehen, aber noch eine
ganze Reihe von Fragen offen waren.

Die bei den kommunalen Trägern
angestellten Erzieherinnen und Erzie-
her erhalten unbefristete Arbeitsan-
gebote des Landes. Torsten Wolf, bil-
dungspolitischer Sprecher der Frakti-
on, verwies auf die mit dieser Ent-
scheidung verbundene Sicherheit für
die Schulen, die Beschäftigten und
die Eltern, dass die weitere Entwick-
lung zu einer deutschlandweit einma-
ligen Ganztagsschule in Thüringen


